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Vor Allem eine bessereKreis- und Gemeinde-

ordnung.
Wik freuen uns, daßdie Regierungnach den Siegen

über den auswärtigen Feindauch die Hand zur Her-
stellunng des inneren Friedensgebotenhat. Wir
sprachen schon neulich dariiber. Wir sagten, «daszdie
Re ieriing den ersten und nothwendigstenSchritt damit

gethanhat, daß sie sich verpflichteterklärte,von nun

an über die Gelder des Landes nicht mehr nach eige-
nem Ermessen, sondern nur mit Zustimmung des
von uns selbst gewählten Abgeordnetenhauses.
«u verfügen. Aber wir sagten auch, daß dieser erste
Schritt wenig Werth hat, wenn nicht gar viele«weitere
Schritteihm folgen. Jnsbesondere forderten »wireine

gute und gerechte Kreis- uud Gemeindeord-
nung. Sie ist ein dringendesBedürfnißfur das

ganze Land, besondfrösur die sechs östlichenPro-

vinzen, wo es minder Verwaltungder Kreise und
Gemeinden sehr traurig fundUlkchum ein gutes Theil
schlimmer aussieht als in Rheinland und Westfalen.
Eine gerechteund weise Staatsverwaltungzu Nutz und

Frommen aller Leute, die in UnsermStaate angesessen
sind, ist nur möglich,wenn zu»einer guten Städte-
ordnung auch eine gute Kreis- und Gemeinde-

ordnung hinzutritt. »

Die Zuständein den Kreisenund den kindlichen
Gemeinden sind,zumalin»denostlichen»Provinzen,kaum

noch zu ertragen. Da bildet das kleinsteDorf schon
eine Gemeinde für sich, und diese Gemeinde wird in

der Wirklichkeit gar nicht einmal von »denGemeinde-

gliedern selbst und von einem selbstgewahltenVorsteher
verwaltet, sondern die eigentlichenVerwalter oder, so zu
sagen, Regenteu sind der Landrath,der chtmeister oder

gar der Rittergutsbesitzer.Ja ein jeder, der zufälligein

Rittergnt geerbt oder mit eigenem oder fremden Gelde

gekaufthat, ist sogar oft die Polizeiobrigkeitim Dorfe.
Wie sieht es aber mit der Kreisverwaltung aus?

Da giebt es freilich eine Kreisvertretungzaber in den

östlichenProvinzen hat jeder Rittergutsbesitzerohne
Weitercs Sitz und Stimme auf dem Kreis-tage, und

neben ihnen in der Regel nur ein Paar gewählteBür-
ger und einige Dorsschulzen. Rechnet man einen Kreis
in den andern, so haben die Rittergutsbefier im ganzen
Lande kaum halb so viel Acker,als die ii rigen bei den
Kreistagen Betheiligten, aber auf den Kreistagenhaben
sie siebenmal soviel Stimmen als alle Bauern zusam-
mengenommen Dazu kommt, daß in unserem Osten
bei der Wahl des Landrathes die Bürger und Bauern
gar nicht einmal mitzuredenhaben; die Rittergutsbe-
sitzerwählen ihn ganz allein. So sind denn auf den

meisten Kreistagen die Rittergutsbesitzerbeinahe Alle s,
die Bürger und Bauern so gut wie Nichts. Dabei
ist der rittergutsbesitzerlicheLandrath zugleich der eigent-
liche Regent im Kreise, wenn er auch—dem Gesetzemach
unter der Regierung steht.

Der Landrath hat die oberste Polizei im Kreise.
Bei Kreis- und Wegebauten bestimmt er, was jede
Gemeinde oder auch jeder Einzelne an Materiale lie-

fern, an Fuhren und Arbeiten zu leisten hat. Er hat
eine Hauptstimme bei der Aushebuiig zum Militär und
besonders bei der Einberufung zur Landwehr. Er ent-

scheidet die Streitigkeiten in unsern Gemeinden Er
bestimmt wie viel Klassensteuerjeder zu zahlen, wie viel
Kriegslaften jeder zu tragen hat. Er ordnet Alles an

und befiehlt Alles, ohne daß die Gesetze ihm besonders
enge Schranken setzten. Und ein so mächtigerBeamte
wird nur von den Rittergutsbefitzern gewählt,und
nur äußerst selten kommt es vor, daß die Regierung
bei dem Könige darauf anträgt, daß er einen andern,
als den Gewählten,zum Landrath ernennen möge.

«

Wir sind weit davon-entfernt,die Personen an-

zugreifen, welche die Kreiseund die ländlichenGemein-
den beherrschen. Wir weisen nur auf die Einrich-
tungen hin, welche nach unserer Ansicht abgeändert
werden müssen.

·

Denn auch beim besten Willen können

diese Herren untere Kreis- und Gemeindeangelegenheiten
nicht so verwalten,wie es eigentlichsein müßte.

Unsere Beschwerdenkönnen mit Sicherheit nur dann

aufhören,wenn die Dinge-, die uns selbst ani nächsten
angehen, auch von uns selber mit verwaltet werden. Eine

gute Verwaltung ist wirklich nur möglich,wenn die



Kreis- und Gemeinde-Eingesessenensich an der Verwal-

tung der Kreise und Gemeinden in wirksamer Weise
betheiligen können und wirklich betheiligen. Erst
dann werden wir Kreis- und Gemeindeobrigkeilenhaben,
die nicht blos fähig, sondern auch im Stande sind, in
der rechten Weise für dass Gemeinwohlzu sorgen.Erst
dann werden Wege- und andere öffentlicheBauten stets
so eingerichtet-werdenkönnen,daß sie allen Einge-
sessenen zu Gute kommen. Erstdann werden wir eine

Polizei hspciss Dis uns zum wirklichen Schutze dient,
ohne uns schadlicheroder überflüssigerWeise zu belästi-
gen. Erst dann ist veine Armenpflege möglich,deren
Lasten gleichmäßigund ngerechtvertheilt sind, und-die
nicht jeder einzelnenkleinen Gemeinde die Nochwendig-
leit auferlegt oder einen Vor-wand bietet, um das Recht
der freienNiederlassung und Ansiedeluugunzweckmäßiger
Weise zu beschränkennnd dadurch die Verarmung, die
man doch abwehren will, zu verdoppeln und zu verdrei-

fachen. Dann endlich werden wir im Stande sein, für
den ganzen Kreis und fiir die einzelnengrößerenGe-
meinden Schulen einzurichten,in denen die Kinder un-

serer Bauern ebenso viel- und ebenso Tüchtigeslernen,
wie die Bürgerkinderin gut eingerichtetenStadtschulene

Mit Einem Worte, eine gute und gerechte Kreis-
nnd Gemeindeordnung ist unser nächstesund dringendes
Bedürfniß. Wenn die Regierung ernstlichfür das Wohl
des Landes sorgen, wenn sie den neu gewonnenen Frie-
den im Lande wirklich erhalten und für die Dauer

befestigen will, dann wird sie schon in allernächsterFrist
dafür sorgen, daß wir endlich eine bessere, eine

wirklich gute Kreis- und Gemeindeordnnngbe-
kommen. «

«

Potitische Wachenschmn
Preußen. Auf die gewaltige Aufregung des Sommers

ist jetzt eine gewisseAbipannung gefolgt, welche sich auch in
der Politik bemerkbar macht. Es herrscht jetzt, nachdem die

Annexionen fo:rne·llvollzogen find,i eine große Stille; es be-

ginnt die ruhige aber nachhaltig wirkende Arbeit der all-.
mähligenUeberführung der Verwaltungen der neu eroberten
Länder in das preußischeSystem. .

Nur zwei Dinge fesseln jetzt die politische Aufmerksam-
keit: der Stand der Verhandlungen mit Sachsen
und der Gesundheitszustand Louis Napoleons

Was die ersteren anbeiangt, so scheinen sie gar nicht vor-

wärts zu gehen; neulich meldete ein Berliner Blatt, daß der

Friedensvertrag zwischen den Bevollmächtigtenschon abge-
schlossen gewesen sei, daß er aber nicht die Ratisikation des

Königs von Preußen erhalten habe. Diese Nachricht wird

jedoch von Dresden aus mit Bestimmtheit als falsch bezeich-
net. Preußen hat im Hinblick auf die Gefahren, welche in
der fortdauernd feindseligen Haltung des wiener Kabinettes

zu liegen scheinen, gewiß Grund, auf eine möglichstschnelle
Beendigung dies-r Verhandlungen zu dringen, aber dies ist
offenbar noch vielmehr bei Sachsen der Fall, wo das Land

sehr schwer unter dem Druck der fortdauernde-i Kriegs-
lasten leidet. Eine Anzahl von Stadtverordneten in Dresden
wollte deshalb an den

Königdie dringende Bitte um Be-

schleunigung der Friedensver)andlungen richten und schlug
die Absendung einer Adresse vor, in welcheres heißt: »Wenn
nicht in nächsterZeit der schon so lange schmerzlichvermißte
Frieden zurückkehrt,so würde bei den mit dem Kriegszustande

verbundenen Leiden und täglichsich steigernden Opfern der
Staatsangehörigenunser-Volk und Land und besonders die
von uns vertretene Stadt auch noch den letzten Rest der zu
eigener SelbstständigkeiterforderlichenLebenskraft verlieren.
KöniglicheMajestätl Mit allen unsern -Mitbürgern leiden
in unserer Stadt und überall im ganzen Lande ganz beson-
ders« drückende Noth die Familien einer großen Anzahl von

Soldaten unserer im fremden Lande stehendenArmee, vor-

äugsweisedie Frauen und Kinder der Kriegsreservistenunter
den gegenwärtigenVerhältnissensHat auch die Privatnwh1-
thäiigkeitsichbemüht, der Noth nach Kräften abzuhelfen, so
werden jetzt die Kräfte schwächer,weil die Zahl der Wohl-
habenden in» betrübendfterWeise sich verringert. Die un-
glücklichenFamilien der braven Truppen, die für König nnd

Vaterland hrldenmiithig Leb-en und Gesundheit eingesetzt
haben, sinken--allmälig herab zu Almosenempfängern,und sie
rufen laut nach der·Rückkehrihrer Ernährer, deren Abwesen-·
heit sie an den Bettelstab bringt« Deutlicher läßt sich die

Noth des Landes nicht schildern, und wenn auch die liber-
lovale Majorität der Stadtverordnetenversammlungdie An-«

nahme dieser Adresse-abgelehnthat, so wird doch dadurch die
iNoth des Volkes nicht hinweggelengnetwerden können. Und
dem König Johann ist diese·Noth auch von anderer Seite,
von den Zwickauer Stadtverordneten, ebenso eindringlich ge-
schildert worden, aber er hat sich nicht entschließenkönnen,
auf die Bitten seiner Unterthanen zu hören, er hofft noch
immer auf ein außergewöhnlichesEreigniß,welches ihm seine
volle Souveränität wiedergiebt.
König Johann sollte bedenken, daß er aus diese Weise

in deur sächsischenVolke den Gedanken wach rufen muß, daß
es für dasselbe vielleicht besser sei, wenn Sachsen das Schick-
sal Hannovers, Kurhessens und Nassaus theile. Jst ein soc-
cher Gedanke aber einmal gemerkt,so macht er sich immer
mehr und mehr geltend, so daß es schließlichnur noch eines

äußernAnstoßesbedarf, um die Annexion Sachsens zu voll-

ziehen. Wenn dieser Schritt vielleicht schneller eintritt, als

jetzt manche Leute erwarten, so wird König Johann sich selbst
die Schuld daran zuzuschreibenhaben.

Die Krankheit Napoleons, welche nach einigen Angaben
eine sehr gefahrdrohendeGestalt angenommen haben soll, ruft
in Preußen und Deutschlandsehr lebhaste Besorgnißfür den

Fall seines Todes hervor-. Und diese Besorgnisse können
nicht ungerechtfertigterscheinen. Louis Napoleon hat den

Zweck seines Strebens, die Befestigung seiner Dynastie, nur

sehr unvollkommen erreicht. Es giebt in Frankreich wohl
keinef einzige Partei mit Ausnahme der militärischen,welche
an der Fortdauer der napoleonischenDynastie ein Jnteresse
hätte. Die einzigePartei, welche vielleicht einige Hoffnung
auf die Regentschaftder Kaiserin setzt, ist die Ultramontane,
aber ihre Bestrebungen widerstreben zu sehr den Neigungen
des französischenVolkes, als daß eine Regentschaft, welche
sich zum Werkzeugdieser Partei gebrauchenläßt, den Thron
des kaiserlichenPrinzen sichern würde. So würde aller

Wahrscheinlichkeitnach bei dem Tode des Kaisers Napoleon
eine mehr oder weniger blutige Revolution sich vollziehen,
welche entweder von neuern eine Republik zur Folge hatte,
oder welchedie Orleans wieder auf denThron von Frank-
reich bringen würdezwenn nicht diejenigen, welche nach dem

Tode des Kaisers tm Namen seines unmündigenSohnes
die Regentschaftführen,sehr schnellMaßregelntreffen, welche
ein solches Ereignißunmöglichmachen. Worin aber können

solche Maßregeln bestehen? Einzig nnd allein darin, daß
man schnell die Aufmerksamkeitdes Volkes auf ein Unter-

nehmen lenkt, welches sich der—Sympathie der ganzen Nation

erfreut und gleichzeitigdie Kräfte derselben sovollftändig in



Anspruchnimmt, daß an einen gewaltsamenUmsturzder be-

stehendenVerhältnissenicht zu denken ist. lEin solchesUn-

ternehmen ist der Krieg zur Eroberung des linkensjibeinufers
Wir wollen recht gerne glauben, daßLouis Vauoleon

selbst klug genugist, einen solchenKrieg·nicht herbeizuführen,
da er das Gefansvolledesselbenvoraussieht, aber was sollen
diejenigen, welche ein Interesse an derDauer-»seinerDynastie
haben, nach seinem Tode thun, selbst wenn sie seine Ansicht
von der Sache theilen? Sie»werden,wenn Ihnen die Zeit

dazu bleibt, gezwungen sein, einen Kampfan den Uferndes

Rheine-Z herbei uführem wenn sie aiicht in Gefahr kommen
.wollen, einen Kaninin den—Straßen von»Paris zu fuhren,
dessen Ausgang kaum zweifelhaft sein durfte. Aus diesem
Grunde schließtdie Krankheit Napoleons, wenn sie teinen
tödtlicheu Ausgang nehmen sollte»eine sehr drohende»Gesahr
für Deutschland ein, und es scheintuns dem gegenübersge-
wiß gerechtfertigt, an einer moglichft schnellen Herbei-
führnug der Einigung Deulschlands zu»arbeiten.Flur
fest geeiuigt kann es dem AndrangenFrankreichs,demsich
gauzunzweifelhaftaUch,O-:stre.ichanschließenwird, gleichvon

Anfang widerstehen,und es scheint uns doch gewißzweck-
mäßiger,auf diese Weise die drohende Gefahr durch vor-

herige Einiguiig von vornhereian beseitigen,als erstvvnach
den Leiden, welche inöglicherWeise ein unglucklichgxfnhrter
Krieg über uns bringen könnte, das Werk der Einigung zum

Zweck der Befreiung vorzunehmen. . ·

Graf Bismarck, welcherin den letztenTagen in Rugeu
war, scheint sich noch nicht so erholtzu haben, wie man-ge-
hosft hatt-J, er wird sich daher wieder aus das Gut-seines
Vetters zurückliegebeinwo er in voller Zurückgezogenheitnoch
einige Wochenzubringenwird.

Jn den neuen Provinzeu ist die Verkündigungder An-
nexion allent alben «mit Ruhechingenommen worden; man

hat sich sowo l der lebhaften Demonstrationen für wie gegen
den neuen Zustand enthalten. .

;
«

Der Friede mit der Fürstin Caroline ist jetzt amtlich
publicirt; dieselbe muß 100,000 Thlr. an die Unterstützungss
kassefür die im letzten Kriege verwundeten preußischenOffi-

ziere und Soldaten bezahlen.
Die Frankfurter haben versucht, eine Befreiung von der

Militairpflicht zu erlangen; dies ist ihnen jedoch nicht·ge-
lungenz ihre Söhne werden, ebenso wie in ganz Preußen,
dienen müssen,ohne Rücksichtdarauf, ob sie arm oder reich

id.

Baden. Die liberale Partei hat folgendes Programm
, in der deutschen Frage aufgestellt: Die liberale Partei

erachtet für ihre nächste und hanptsächlichsteAufgabe, die

Sache der deutschenEinheit mit allenKräften zu fördern-
Das lange erstrebte Zul, die Errichtung eines deutschen
Bundesstaats mit Parlament und»Ze»ntralgewalt,it durch
die neuesten Ereignisse der Verwirklichung näher gerückt.
Die bewahrte Kraft Preußens und»das?AusscheidenOelters
reichs aus Deutschland haben die kunftigeFührungDeutsch-
lands durch Preußen zur Nothwendigkeitgemacht.Die einzig
möglicheForm der Einheit ist durch vollendeteThatsachen
vorgezeichnet5sie besteht im AnschlußSUddeUtschICMdgatl den

norddeutschenBund. Ein süddeutscherBund würde der

Macht nnd Unabhängigkeitentbehren, die Einmischung des

Anstandes hervorruer und das Ziel der Einigung in die

Ferne rücken,ohne eine Gewähr für die Freiheit zu bieten.

Demzufolgeist unsere Partei entschlossen:1) den Anschluß
an Preußen und den norddeutschenBund mit allen
Mitteln zu erstreben; 2) bis zur ErreichungdiesesZieles
jede irgend möglicheAnnäherungBadens an Preußen und
den norddeutschenBund sowohl auf volkswirthschaftlichen

Gebieten, als auch namentlich durch organische Verbindung
der militärischenEinrichtungen zu suchen-»Nebendieser wich-
tigsten nationalen Frage bleibt unsere Stellung in Bezug
auf die innere Gesetzgebungund Verwaltung unverändert,
indem wir an den Grundsätzender Proklaination vorn 7. April
1860 festhalten.
Württcmberg. Die Adreßkomniissionhat der Kammer

eine Adresse vorgelegt, welche ganz entschieden alle Bestre-
llUUgEUsük eitlen Anschluß an Preußen von der Hann wirft.
Acht Abgeordnete,welche Heil Deutschlands nur in einer

Einignng unter Preußen sehen,haben einen Gegen-Entwurf
eingebracht, in dein es heißt:
»Der deutsche Bund ist aufgelöst. Oesterreich hat auf

die Betheilignng an der Neugestaltnng Deutschlands yet-zick-
tet, Preußen hat sich vergrößert nnd Deutschland Hör-glich
vom Main unter seiner Führung vereinigt. Damit ist das

UkbekgewichtPrenßens in Deutschlandentschieden, und zwar

nicht etwa blos voriibci«gehend,sondern nach unserer Ueber-
zeugung bleibend. Dies sind die thatsächlichenVerhält-
nisse. Sie bilden den gegebenen Boden, auf welchem wil-

füir das Beste des Volks zu sorgen haben. DieSachlaae
weist mit Noshwendigkeitauf das politischeZiel hin, dessen
Erstrebung uns von der nationalen Jdee wie von den mate-
riellen Interessen geboten wird. Es ist die Einigung des

ganzen außerösterrrichischenDeutschlands in einen
Bundesstaat, in welchem die Zentraigewalt in die
Hand des Oberhaupts des preußischen Staates

gelegt ist, die Freiheitsrechte der Nation durch ein niit den

erforderlichen Befugnissen ausgestattetes Parlament gesichert
sind und die berechtigteSelbstbestimmung des Einzelstaats
gewahrt ist«.

Orsterrcich. Man spricht wieder vou einer bevorstehen-
den Aussöhnung mit Ungarn-

Die Ernennung des Grafen Goluchowski zum Statt-
halter in Galizien hat die Hoffnungen der dortigen Polen
sehr gesteigert. Rußland fühlt sich durch diese Maßregel des
wiener Kabinetts sehr unangenehm berührt,und die Hoff-
nungen, welche man in Wien auf ein Bündnißmit Russland
hatte, dürften jetzt als eitel zu betrachten sein.

,

Neneste Nachrichten.
Gegenüberden beunrubigendenGerüchtenüber den Gesund-

heitszustaiiddes Kaisers Napoleons sprechenheut (Sonntag)
hier eingelroffene Privatbriefe ans Paris von einer Besse-
rung in dein Besinden des Kaisers.

.

Die Nachricht, dasz mit dem Prinzen Napoleon wegen
feines eventuellen Eintritts in den Regentschcftsrath unter-

handelt worden sei, wird als falschbezeichnet
Der Einng des Königs Jiitor Emanuel in Venedig ist

wegen der dort herrschendenCholera auf unbestimmte Zeit
verschoben.

Petersburg, Sonnabend, 13. Oktober, Abends, Die

Forderungender Montenegriner sind in Konstantinopel
befriedigtworden.

«

Der Sultan soll mit dein langsamen Fortgange dek- Au-

gelegenheitenauf Kandia unzufrieden sein und einen Ade-
tanten behufs gemille ElklMDigUngdahin gesandt haben.

Wien, Sonntag 14. Oktober Morgens. Ein au den

Staatsminister Beleredi gerichtetxs kaiserlichss Handschlei-
ben spricht die dankbarsteAnerkennungdes Kaisers für die

werthvollstenBeweise der Treue und edlen Aufopferung der

österreichischenVölkerin den verflossenenunglücklichenTagen
aus. Der Kaiser erwartet die aiigeftrengtesteThätigkeitaller

Regierungsorgane, um die durch den Krieg geschlagenen
Wunden zu heilen.

"

.·«
,.-»



Die Wahlen zum norddeutschen Reichstag.
Wenn auch augenblicklichdie Regierung es für zweck-

mäßig gefunden hat, statt ganz Deutschlandzu einem ge-
meinsamen Bundesstaate zu vereinigen, nur Norddeutschland
zu einen, so ist das für uns und für das ganze deutsche
Volk gewiß kein Grund, abzustehen von dem Stre-
ben nach einem einigen Deutschland. Wir lassen
das Ziel, welches luns viele Jahre hindurch als Leitstern ge-dient hat, nicht einen Augenblickaus den Augen, wir e-

trachten alles, Was jetzt zur VergrößerungPreußens und zur
Konstituirung des NorddeutschenBundes geschieht, nur als

Anfänge zu der Einigung des ganzen deutschenReiches.
Es mag der eingeschlageneWeg so manchem nicht der

richtige und passende erscheinen, nnd auch wir haben oft ge-
nug Gelegenheit gehabt, unsere Ansicht dahin auszusprechen,
daß das Ziel auf andere Weise leichter und vollständigerer-

reicht werden könne, aber man sollte doch bedenken, daß
Thatsachen nicht mehr ungeschehengemacht werden können,
und daß das, was einmal geeinigt ist, auch geeinigt bleiben

wird, und daß, je größer der Kern, um so größerdie»An-

ziehungskraft desselben. Allerdings muß der Kern selbst,
welcher dieseAnziehung ausüben soll, bestrebt sein, seine An-

ziehungskraft zu vermehren, und wir wollen hoffen, daß
Preußen dies thun wird. Wir wollen hoffen, daß
Preußen in jeder Beziehung den anderen deutschen
Staaten als ein Muster in· freiheitlicher Entwick-

lung voranleuchten wird, dann wird auch bald die jetzt
unterdrückte Sympathie in Süddeutlchland wieder mächtig
werden, und die Widerstrebenden zum Anschluß zwingen.

Wenn man uns in Hinblick auf die preußischen-Zustände
sagt, daß dem preußischenStaate noch viel zu einem solchen
Musterstacite fehlt, so wissen wir das selbst recht gut, aber
wir halten es für Preußens Aufgabe, ein solcher
Musterstaat zu sein, und damit er es werde, muß
jeder in seinem Kreise das Seinige dazu thun.

Es mag für den Einzelnen oft schwer scheinen, in seiner
Stellung irgend etwas zum Besten des Staates in dem

Sinne, wie wir es verstehen, zu thun , aber es ist auch gar
nicht nöthig, daß jeder niit einer großen, gewaltigen That
hervortritt, auch die eifrige und freudige Erfüllung aller

einzelnen Staatsbürgerpflichtemauch der geringsten, ist eine

Thätigkeit in der gewünschtenRichtung. Eine Gelegenheit
u solcher Pflichterfüllun bietet sich jedem, und sie wird

sichz. B. wahrscheinlichse)r bald wieder einmal zeigen,näm-
lich bei den bevorstehendenWahlen zum Reichstagedes nord-

deutschen Bundes.

Möge dann jeder wahlfähigeBürger seine Stimme ab-

gebennach reiflicher und sorgfältigerBeantwortung der

Frage, welche Anforderungen er an die Männer zu stellen
hat, welche er zu seinen Vertretern wählen will. Daß die-

selben die gewöhnlichenEigenschaften eines Volksvertreters
besitzenmüssen, versteht sich von selbst, es fragt sich nur,
welche besonderen Eigenschaftenmüssensie in den Norddeut-

schen Reichstag mitbringen, wennJJZdessenWirken ein segens-
reicheswerden soll?

Nach den Worten, mit denen wir diese Artikel begonnen
haben, ergiebt sichUnsere Antwort auf dieseFrage sehr leicht.
Das Jolk muß von seinen Vertretern, die es in
das norddeutsche Parlament schickt, fordern, daß
dieselben erfüllt sind von der Nothwendigkeit der

Herstellung eines einigen von Preußen geführten
Deutschlands, von der Nordsee bis zum Bodensee.

Aber mit dieser guten Absicht zur Herstellung eines

einigen Deutschlands ist es nicht gethan, man muß auch
wissen,wie es hergestelltwerden soll, auf welchen Grund-
la en der stolze Bau der deutschen Einheit ruhen
so le. Deshalb müssendie Volksvertreter im Norddeutschen
Parlament sich klar gemacht haben, welche Macht in diesem
einigen Deutschland dem Einzelstaate verbleiben könne,und

welche Rechte der Einzelstaat der Centralgewalt und dem

Parlament unbedingt übertragenmuß-
Diese Bestimmungen vorlänsig schon für den norddeut-

schen Bund zu treffen, wird ja Aufgabe des demnächstzu-
sammentretenden Reichstages sein, und das Volk muß des-

halb sich selbst darüber klar lein, wie es die Grenze zwischen
der Gewalt der Centralgewalt und der Gewalt des Einzel-
staates gezogen sehen will, und er muß von demjenigen, dem er

seine Stimme iebt, wissen,ob er dieseGrenze ebensoziehenwill.
Die Entscheidungdieser Frage ist von der höchstenWich-

tigkeit, denn es handelt sich nicht nur um die Rechte, welche
das PreußischeVolk, resp. seine Vertretun« und Regierung
gegenüberdem Gesammtstaateaufgeben so , sondern es han-
delt sich auch um die Lebensfähigkeitdes norddeutschenBun-
des und um die Eröffnung der Möglichkeit,daß die süddeuts
schen Staaten ihm recht bald beitreten, so daß aus dem

NorddeutschenBund ein Deutscher Bund in dem Sinne
wird, daß dadurch unser Streben nach Macht und Einheit
befriedigt wird.

Auzeigem

20,000 Gulden baares Silbergeld,
kann Jedermann gewinnen, der sich bei der

großenFrankfurter Geldverloosung
betheiltgt, sowie weitere Haupttresfer von

Gulden 100,000- 40,000, 25-,000, 20,000, 15,000,
12,000, 10,000, 6,000, 5,000 ic.

Diese von der hohen hiesigen Regierung genehmigteund
der Stadt garantirte

Neueste roße Prämien-Berloofung zbietet den Theilne mern in jeder Beziehung die größten
Vortheile.

Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen.
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mittelst
Gewinnzlehungen zuriickbezahlt und müssen planmäßigbis «

dahin sämmtliche12,500 Gewinne, 11 Prämien und 18,400
Freiloose von den Interessenten erlangt werden.

Ganze Originallose kosten fl. 6. — oder .Nthlr.
albe

» » 3

Viertel » » » IIXS - »
'- 26s

(Diese Originallose sind mit dem Statdsiegel verlehen).
chou am 12. und 13. kommenden ·Monates

beginnen die Ziehungen. Bestellungen unter Beifügungdes

Betrages oder gegen Postnachnahme doede sofort püI-ktlichst
ausgeführt und die erforderlichenPlane gratis beigefügt.Z
Nach stattgehabter Ziehung erhält»jede-I·Theilnehmer die

amtliche Liste und Gewinne baar uberschickt EJegliche Auskunft in Bettes-f dieser großen und inter-
»

essanten Verloosungen wird gerne ertheilt und eine stets
reelle gute Bedienung zugesichertPian beliebe sich daher

s
vertrauensvoll baldigst direkt zu wenden an

c
c

3. 13.
l. 22.» «

—

« »

l« steitiileclcekssclilesingek,
Dank- und Wechsel-Geschäft

C
in Frankfurt am Niaim
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Einzelne Iahrgänge der Volks-Zeitung werden ge-
·ek.inft. Frankirte Adresse-n mit Preisangabe sub. K. iii der

Expedition d. Bl·
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